
Der Gemeindevorstand
der Gemeinde Glashütten/HTK

Anfrage
XIX. Wahlperiode 2021 - 2026

Datum Drucksachennummer

Glashütten, den 23.09.2021 149/GV/XIX

Antragsteller FDP & SPD

Beratungsfolge Termin Bemerkung
Gemeindevorstand 04.10.2021 beschließend
Gemeindevertretung 07.10.2021 zur Kenntnis
Gemeindevorstand 01.11.2021 beschließend
Gemeindevertretung 12.11.2021 zur Kenntnis

Anfrage der Fraktionen FDP & SPD bezüglich Offenlegung der geänderten Fassung 
des Bebauungsplanentwurfs „Über dem Seegrund“;
hier: Beantwortung der Zusatzfragen

Anfrage:

Der Gemeindevorstand wird gebeten, auf der Sitzung der Gemeindevertretung am 
07.10.2021 die nachfolgenden Fragen in Bezug auf den Entwurf zur zweiten Offenlegung 
des Bebauungsplanes „Über dem Seegrund“ schriftlich zu beantworten:

1. Wer hat das Planungsbüro Fischer veranlasst, ohne Absegnung durch die gemeindli-
chen Gremien die Festsetzung der Mindestgröße der Baugrundstücke von 600,- auf 
800,- m² im Allgemeinen Wohngebiet abzuändern, und geschah dies unter Kenntnis-
nahme von Teilen des Gemeindevorstandes?

2. Aus welchem Grund wurde der geänderte Planentwurf trotz rechtzeitiger Direktver-
weisung in den Ausschuss für Umwelt, Bauen & Infrastruktur (AUBI) durch den Vor-
sitzenden der Gemeindevertretung dort nicht vorberaten?

3. Warum wurde der Gemeindevertretung jene Änderung der textlichen Festsetzungen 
nicht noch vor der öffentlichen Auslegung zur ergänzenden Beschlussfassung vorge-
legt?

Begründung:

Der Gemeindevorstand hatte in seiner Sitzung am 19.10.2020 beschlossen, die Drucksa-
chennummer (DS-Nr.) 334/GV als Satzungsbeschluss zum Bebauungsplan „Über dem See-
grund“ der Gemeindevertretung zur Abstimmung vorzulegen. Hierin sahen die textlichen 
Festsetzungen unter anderem eine Mindestgröße der Baugrundstücke von 600,- m² im Allge-
meinen Wohngebiet vor.
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Auf Beschlussempfehlung des AUBI vom 24.06.2021 beschloss die Gemeindevertretung in 
ihrer Sitzung am 15.07.2021, dass der Entwurf des Bebauungsplans hinsichtlich der auf ei-
nem Baugrundstück grundsätzlich zulässigen Wohneinheiten zu ändern und die geänderte 
Fassung erneut öffentlich auszulegen ist. Eine Anhebung der Mindestgröße der Baugrund-
stücke auf 800,- m² war trotz kurzzeitiger Erwähnung durch einzelne Gemeindevertreter*in-
nen in der Debatte ausdrücklich nicht Gegenstand dieser Beschlussfassung. 

Mit Schreiben vom 11.08.2021 teilte der Vorsitzende der Gemeindevertretung mit, dass er 
die DS-Nr. 101/GV an den AUBI verwiesen habe, welche den Beschlussvorschlag beinhal-
tete, den geänderten textlichen Festsetzungen zuzustimmen. Aus der Beratungsfolge geht 
hervor, dass diese Drucksache außerdem den Gemeindevorstand am 26.07.2021 passieren 
sollte. Den Erläuterungen zufolge habe die Gemeindeverwaltung die beschlossenen Ände-
rungen vom Planungsbüro Fischer entsprechend erarbeiten lassen, welche in der Anlage zur 
Drucksache dargestellt seien. Diese Anlage beinhaltete auf einmal auch die zuvor andisku-
tierte, aber nie beschlossene Änderung der Mindestgröße der Baugrundstücke auf 800,- m². 
Auf die mit Einladung vom 13.08.2021 erstellte Tagesordnung für die danach folgende Sit-
zung des AUBI am 25.08.2021 wurde die vorgenannte Drucksache dennoch nicht genom-
men.

Am 10.09.2021 veröffentlichte die Gemeinde auf ihrer Homepage den Entwurf der Planunter-
lagen zur zweiten Offenlegung mit Planstand vom 20.07.2021, wonach die textlichen Fest-
setzungen nun die besagten 800,- m² als Mindestgröße der Baugrundstücke vorsehen (vgl. 
Abschnitt 2.5). Die papiergebundene Auslegung im Rathaus erfolgt seit dem 13.09.2021 bis 
zum 01.10.2021 (Bekanntmachung über das Amtsblatt Nr. 17 – 57. Jahrgang – vom 
28.08.2021).

Wie sich aus dem geschilderten Sachverhalt ergibt, wurde mit der zweiten Offenlegung der 
Planunterlagen im Hinblick auf die Änderung der Mindestgröße der Baugrundstücke im All-
gemeinen Wohngebiet gegen den Beschluss der Gemeindevertretung vom 15.07.2021 ver-
stoßen. Auch gab es offenkundig im Anschluss an jene Sitzung keine Bemühungen, noch 
eine dementsprechend abgeänderte Beschlussfassung der Gemeindevertretung herbeizu-
führen, was unzweifelhaft sogar auf der nächsten regulär anberaumten Sitzung am 
03.09.2021 und somit ohne jeden zeitlichen Verzug bei der angekündigten Offenlegung mög-
lich gewesen wäre. Wir sehen durch den hier dargelegten gravierenden Verfahrensfehler die 
Gemeindevertretung in ihren Rechten verletzt, da die Festlegung der öffentlich auszulegen-
den Planunterlagen zu den wichtigen Entscheidungen gehört, die sie gemäß § 9 Abs. 1 Satz 
2 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) zu treffen hat. Es besteht insofern umgehender 
Klärungsbedarf.

gez. Alexander Majunke & Marco Abbé

Antwort des Gemeindevorstandes:

Zu 1:

Das Planungsbüro wurde im Zuge des Verfahrens zur Aufstellung des Bebauungsplans 
„Über dem Seegrund“ von der Gemeindeverwaltung beauftragt, die damals vorliegende Ent-
wurfsfassung hinsichtlich der Steuerung der baulichen Nachverdichtung zu modifizieren. 
Dies geschah in Hinblick darauf, dass der damalige Entwurf keine Chance mehr auf Zustim-
mung in der Gemeindevertretung hatte, wie schon durch den Änderungsantrag von 
CDU/WGS/GRÜNE erkennbar war. Darüber hinaus stand die Abwägung des abgewählten 
alten Gemeindevorstands zur Grundstücksmindestgröße (600 qm) unter erheblicher Kritik. 
Der neugewählte Gemeindevorstand vertritt die Auffassung, die schon im ersten Entwurf 
zum Bebauungsplan festgesetzte Mindestgröße von 800 qm vorzuziehen, sowohl unter städ-
tebaulichen Aspekten, insbesondere aber in Hinblick auf die zahlreichen eingegangenen 
Stellungnahmen der dort lebenden Bürger, die in der Vergangenheit nicht ausreichend ge-
würdigt wurden. 
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Hier hat der alte Gemeindevorstand, wohl auch wegen einer suboptimalen Kommunikation 
mit den Bürgern, eine Abwägung vorgenommen, die vom neuen Gemeindevorstand als 
falsch angesehen wird. 

Dementsprechend hat der neue Gemeindevorstand einstimmig beschlossen, mit einem auch 
in diesem Punkt abgeänderten, ansonsten aber weitgehend unveränderten Entwurf eine er-
neute Offenlage durchzuführen, so wie es das Baugesetzbuch fordert. 

Klarzustellen ist an dieser Stelle, dass die Ausarbeitung und Erstellung des Bebauungspla-
nentwurfs in dieser Verfahrensphase generell in der alleinigen Zuständigkeit des Gemeinde-
vorstands liegt. Schon gar nicht müssen einzelne Festsetzungen eines Entwurfs durch die 
Gemeindevertretung „abgesegnet“ werden. Auch wenn die Gemeindevertretung die Ände-
rung der zulässigen Zahl der Wohneinheiten je Baugrundstückbeschlossen hat, ist der Ge-
meindevorstand nicht gehindert, von sich aus weitere Änderungen in einen neuen Entwurf 
aufzunehmen. Ein Verstoß gegen den GV – Beschluss liegt dadurch nicht vor. Zwingend vor-
geschrieben ist die Beteiligung der Gemeindevertretung durch das Baugesetzbuch im ge-
samten Verfahren lediglich beim finalen Satzungsbeschluss. Hier könnte die Gemeindever-
tretung, wäre sie mit den 800 qm nicht einverstanden, entsprechend beschließen. Der Ge-
meindevorstand ist als Antragsteller gegenüber der Gemeindevertretung berechtigt, einen 
Entwurf bis zur Abstimmung jederzeit komplett zurückzuziehen und zu überarbeiten, ohne 
dass es hierzu überhaupt eines Beschlusses der Gemeindevertretung bedarf. Maßgeblich ist 
lediglich, dass sich ein Entwurf im Rahmen eines von der Gemeindevertretung gefassten 
Aufstellungsbeschlusses bewegt, was hier eindeutig der Fall ist.

Zu 2:

Hier lag ein verwaltungsinternes Versehen vor, der Planentwurf wurde jedoch rechtzeitig vor 
Aufnahme auf eine Tagesordnung gegenüber dem Vorsitzenden der Gemeindevertretung 
zurückgezogen.

Zu 3.

Wie auch der SPD/FDP – Fraktion bekannt sein muss, besteht innerhalb des Gebietsbe-
reichs „Über dem Seegrund“ schon seit geraumer Zeit keine sog. Veränderungssperre mehr 
und kann aus rechtlichen Gründen weder verlängert oder neu erlassen werden. Dadurch be-
steht die tägliche Gefahr, dass noch Bauanträge vergleichbar z.B. Tannenwaldstraße einge-
hen, welche die Bemühungen der Gemeinde zur städtebaulich erwünschten Steuerung der 
baulichen Nachverdichtung konterkarieren würden. Eine erneute bzw. wiederholte, rechtlich 
nicht erforderliche Vorlage in der Gemeindevertretung hätte natürlich eine weitere Verzöge-
rung von Wochen zur Folge gehabt. Alleine die Ankündigung der Offenlage muss mindes-
tens eine Woche vorher im Amtsblatt angekündigt werden, und eine Veröffentlichung in die-
sem hat auch eine Vorlaufzeit von ca. zwei Wochen.

Thomas Ciesielski
Bürgermeister

Zusatzfrage der SPD-Fraktion auf der Gemeindevertretersitzung am 07.10.2021

Worauf fußt die Aussage des Gemeindevorstandes in der Beantwortung „zu 3“, „eine erneute 
bzw. wiederholte… …Vorlage in der Gemeindevertretung hätte natürlich eine weitere Verzö-
gerung von Wochen zur Folge gehabt“?
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Begründung:

Wie wir bereits in der Begründung zu unserer Anfrage dargelegt hatten, erfolgte die Bekannt-
machung bzw. Ankündigung des Zeitraumes der erneuten Offenlage mit Amtsblatt vom 
28.08.2021 (dies auch komplett ohne Angabe von inhaltlichen Details). Von daher erschließt 
sich uns nach wie vor nicht, weshalb ein erneutes Einbringen in die Gemeindevertretersitzung 
am 03.09.2021 zur Folge gehabt hätte, dass der für den 13.09.2021 vorgesehene Beginn der 
Offenlage nicht hätte eingehalten werden können.

Antwort des Gemeindevorstandes:

Wenn eine Vorlage des Bebauungsplanentwurfs in der Gemeindevertretung am 03.09.2021 
erfolgt wäre, hätte die Bekanntmachung der Offenlage eben nicht schon im Amtsblatt vom 
28.08.2021 veröffentlicht werden können. Auch wenn der Gemeindevorstand in einem verfah-
rensrechtlich nicht erforderlichen Zwischenschritt den Bebauungsplan – Entwurf der Gemein-
devertretung zur Beratung und Beschlussfassung vorlegt, muss einkalkuliert werden, dass die 
Gemeindevertretung weitere Änderungen beschließt. Ob und in welcher Form diese in den 
Planentwurf eingearbeitet werden könnten, wäre danach mit dem beauftragten Planungsbüro 
zu besprechen, abzustimmen und auszuarbeiten. Hierfür sind im günstigsten Fall zwei bis drei 
Wochen zu kalkulieren. Der geänderte Entwurf wäre sodann erneut dem GVO vorzulegen. 
Wegen der 14- tägigen Sitzungstermine bis zu zwei weitere Wochen. Dazu kämen im ungüns-
tigsten Fall noch zwei Wochen Vorlaufzeit wegen der Abgabefristen im Amtsblatt für die Be-
kanntmachung der Offenlage mindestens eine Woche vor deren Beginn. Im ungünstigsten Fall 
wäre also eine Verzögerung von ca. 8 Wochen, beginnend nach dem 03.09.2021, eingetreten. 
Da die tatsächlich erfolgte Verzögerung von unwägbaren Umständen abhinge, hat der Ge-
meindevorstand die unbestimmte Angabe „Verzögerung von Wochen“ verwendet.

Zusatzfrage der FWG-Fraktion auf der Gemeindevertretersitzung am 07.10.2021

Die vorgeschriebene Mindestgröße der Grundstücke im Baugebiet „Über dem See-
grund" hat Auswirkungen auf mögliche Grundstücksteilungen. Die FWG bittet daher 
um Auskunft, in welcher Größenordnung sich die dortigen Grundstücke bewegen. 
Bitte unterschieden nach jeweiliger Anzahl der Grundstücke:

Kleiner 600 qm
600 qm bis 799 qm
800 qm bis 1199 qm
1200 qm bis 1599 qm
1600 qm bis 1799 qm
Größer 1800 qm

Gibt es unbebaute Grundstücke, in welcher Größenordnung?

Antwort des Gemeindevorstandes:
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Es gibt insgesamt 6 unbebaute Grundstücke in der Größenordnung zwischen 561 m² und 
2.378 m².

Thomas Ciesielski
Bürgermeister
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